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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


1 . Abgeordneter 

Dr. Winfried 
Wolf 

(PDS) 


Welche Vorhaben im militärischen Interesse an 
der zivilen Infrastruktur gemäß den Richthnien 
des Bundesministeriums für Verkehr für die 
Anlage und den Bau von Straßen für militärische 
Schwerstf ahrzeuge (RABS) wurden seit 1990 im 
Freistaat Sachsen verwirklicht, und wie hoch 
beziffert sich die Investitionssumme dieser Vor- 
haben? 


2. Abgeordneter 

Dr, Winfried 
Wolf 

(PDS) 


Welchen Anteil an dieser Investitionssumme trug 
die Bundesregierung, und wie verteilt sich der 
übrige Betrag? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


3. Abgeordnete Liegen ider Bundesregierung Informationen vor, 

Lydia und treffen nach ihrer Kenntnis Pressemeldun- 

Westrich gen zu, wonach bundesweit allein bei den Allge- 

(SPD) meinen Ortskrankenkassen durch präventive 

Rücken- und Wirbelsäulen-Gymnastik-Pro- 
gramme in einem Zeitraum von neun Monaten 
bei einem Kostenaufwand durch die Kassen von 
1,6 Mio. DM im gleichen Zeitraum die Behand- 
lungskosten für Rücken- und Wirbelsäulenschä- 
den um 40 Mio. DM zurückgegangen sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


4 . Abgeordneter 

Wolfgang 

Behrendt 


(SPD) 


In welchem Maße werden mittelständische deut- 
sche Baubetriebe bei der Errichtung der Bundes- 
bauten in Berlin berücksichtigt, und welche Mög- 
hchkeiten sieht die Bundesregierung, etwa durch 
kleinteilige Vergabe, diesen Anteil zu erhöhen? 
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5. Abgeordneter 

Wolfgang 

Behrendt 


(SPD) 


Durch welche Maßnahmen wird die Bundes- 
regierung die Einhaltung von Mindestlöhnen auf 
den Baustellen des Bundes in Berlin durchsetzen 
und illegale Beschäftigung effektiv verhindern? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


6. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die seit drei 
Wochen andauernde militärische Invasion des 
NATO-Mitglieds Türkei in die VN-Kurden- 
Schutzzone mit bis zu 30 000 Soldaten und über 
200 Panzern aus völkerrechtlicher und politischer 
Sicht? 


7, Abgeordneter 

Gernot 

Erler 


(SPD) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
bisher innerhalb der westlichen Allianz bzw. bila- 
teral unternommen, um Ankara zu einer Beendi- 
gung dieser Invasion, die zunehmend Beunruhi- 
gung unter den regionalen Nachbarstaaten aus- 
löst, zu bewegen, und welche Initiativen plant die 
Bundesregierung in dieser Hinsicht? 


8. Abgeordneter 

Dr. Helmut 
Lippelt 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Mit welcher Begründung hat die Deutsche Bot- 
schaft in Ankara den Eltern des in Hannover 
durch einen Schuß aus der Dienstwaffe eines 
Polizeibeamten getöteten Türken H. D. ein Ein- 
reisevisum verweigert, obwohl sie als Nebenklä- 
ger das Recht haben, am Prozeß teilzunehmen 
und im Gegensatz zur Staatsanwaltschaft nicht 
davon überzeugt sind, daß sich der Schuß 
versehentlich gelöst hat? 


9. Abgeordneter 

Dr. Helmut 
Lippelt 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Was hat das Auswärtige Amt seit dem 30. Mai und 
weiter seit dem 3. Juni auf meine dringlichen 
Bitten, die Botschaft in Ankara zur Erteilung der 
Einreisevisa anzuweisen, unternommen, und 
erweckt eine Einreiseverweigerung nicht den 
Eindruck einer Rechtsverkürzung gegenüber den 
ausländischen Nebenklägern im Interesse eines 
deutschen Beamten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des innern 


10. Abgeordneter 
Benno 
Zierer 
(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung den Vor- 
schlag, daß sie angesichts der sich sehr stark stei- 
gernden Aktivitäten und des außerordentlichen 
Gefahrenpotentials der Organisierten Kriminah- 
tät (O. K.) für das Staatswesen und die Wirtschaft 
jährlich dem Deutschen Bundestag einen Bericht 
zur inneren Sicherheit erstattet, und welche Maß- 
nahmen plant sie zur Bekämpfung der laut 
Medienberichten im Zusammenhang mit der 
O. K. immer stärker auftretenden Korruption in 
der Verwaltung und sogar in den Strafverfol- 
gungsbehörden? 


11. Abgeordneter 

Benno 

Zierer 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung zur Aufdeckung und 
Verfolgung von Straftaten gerade im Rahmen der 
O. K. - z. B. bei der Bekämpfung der Geldwäsche 
oder der Anlage oder Investition unrechtmäßig 
oder verbrecherisch erworbener Mittel - bereit, 
auf die gesetzliche Verankerung einer Beweis - 
lastumkehr hinzuwirken, die vom Einzahler/An- 
leger/Investor den Nachweis der Rechtmäßigkeit 
der Erwerbs der Mittel verlangt? 


12. Abgeordneter 

Dietmar 

Schütz 

(Oldenburg) 

(SPD) 


Welche mittel- und langfristigen Konsequenzen 
ergeben sich für die Finanz-, Sach- und Personal- 
ausstattung des in Oldenburg ansässigen 
Bundesinstituts für ostdeutsche Kultur und 
Geschichte aus der vom Bundesministerium des 
Innern erarbeiteten Neukonzeption, und welche 
neue Organisationsstruktur ist für dieses Institut 
vorgesehen? 


13. Abgeordnete 

Amke 

Dietert- Scheuer 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß ein 
zwischen der Bundesregierung und der libane- 
sischen Regierung ausgehandeltes Rücküber- 
nahmeabkommen bereits im Dezember letzten 
Jahres vom Chef der libanesischen Securite 
unterzeichnet wurde, und kann sie Auskunft 
darüber geben, wann dieses Abkommen in Kraft 
treten wird? 


14. Abgeordnete 

Amke 

Dietert-Scheuer 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Lan- 
deseinwohneramt Berlin für palästinensische 
Flüchtlinge aus dem Libanon mit Bezug auf den 
erwarteten Abschluß eines Rückführungsabkom- 
mens im Juni 1997 Duldungen auf drei Monate 
begrenzt, und ist diese Praxis nach Kenntnis der 
Bundesregierung auch bei anderen Ausländer- 
behörden üblich? 
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15 . Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach im Rahmen 
der Neustrukturierung des Bundesgrenzschutzes 
(BGS) eine Reihe von BGS-Bahnpolizeiposten in 
Bayern geschlossen werden, und wenn ja, ist da- 
von auch der BGS-Bahnpolizeiposten in Lands- 
hutbetroffen (s. Passauer Neue Presse vom 5. Juni 
1997)? 


16 . Abgeordneter 

Markus 

Meckel 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 
Feststellung in einem jetzt vorliegenden Gutach- 
ten, wonach unter dem Areal des erhaltenen Teils 
der Betonmauer in der Bernauer Straße in Berlin 
keine Massengräber existieren, dort - entgegen 
der bisherigen Festlegung - ausschließlich die 
Errichtung einer Mauergedenkstätte zu unter- 
stützen? 


17 . Abgeordneter 

Markus 

Meckel 

(SPD) 


Ist es richtig, daß von seiten der Bundesregierung 
die in der bisherigen Verwaltungsvereinbarung 
zugewiesenen Mittel zurückgezogen werden 
sollen, und welche Verzögerungen treten nach 
Einschätzung der Bundesregierung ein, falls der 
Berliner Senat aufgrund der neuen Sachlage von 
dem bisher favorisierten Kohlhoff- Entwurf (Mau- 
ergedenkstätte und Gedenkstätte für die Opfer 
des Zweiten Weltkriegs und der deutschen 
Teilung) Abstand nimmt? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


18 . Abgeordneter 

Karl 

Diller 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
ein Verkauf von Telekom- Aktien an die Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau (sog. Parklösung) in 
einem Nachtragshaushalt veranschlagt und par- 
lamentarisch bewilligt werden muß? 


19 . Abgeordneter 

Karl 

Diller 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, diese 
sog. Parklösung ohne einen Nachtragshaushalt 
umzusetzen, und wenn ja, worauf stützt sie diese 
Rechtsauffassung? 


20. Abgeordneter 

Manfred 

Hampel 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die sog. Parklösung von Telekom- Aktien bei der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) wegen der 
Kapitalmarktfinanzierung durch die KfW wirt- 
schaftlich einer Kreditaufnahme durch den Bund 
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gleichkommt und insoweit auch in der Kredit- 
obergrenze nach Artikel 115 des Grundgesetzes 
(GG) einzubeziehen ist? 


21. Abgeordneter 

Manfred 

Hampel 

(SPD) 


Wie begründet die Bundesregierung ggf. eine 
andere Auffassung? 


22. Abgeordneter 

Dr. Uwe-Jens 
Rössel 

(PDS) 


In welchem Umfang wurden im Jahr 1990 von der 
Deutschen Bundesbank Goldbestände (in Fein- 
unzen bzw. US-$) sowie Devisenreserven (in DM 
bzw. US-$) von der Staatsbank der DDR über- 
nommen? 


23. Abgeordneter 

Dr. Uwe- Jens 
Rössel 

(PDS) 


Wie haben sich in Jahresscheiben seit 1990 der 
DM- Bargeldumlauf (in Mio. DM) außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland und sein Anteil am 
gesamten DM-Bargeldumlauf entwickelt? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


24. Abgeordneter 

Erich G. 

Fritz 

(CDU/CSU) 


Auf welche Maßnahmen oder Einflüsse führt die 
Bundesregierung die Entwicklung der Hermes- 
Deckung seit 1994 zurück, bei denen 1996 das 
Defizit erheblich reduziert worden ist? 


25. Abgeordneter 

Erich G. 

Fritz 

(CDU/CSU) 


Welche Wirkungen entfaltet nach Kenntnis der 
Bundesregierung die Umstellung der Hermes- 
Deckungen zwischen alten und neuen Bundes- 
ländern? 


26. Abgeordneter 

Peter 

Conradi 

(SPD) 


Welche Aufträge, insbesondere Berateraufträge, 
hat die Bundesregierung dem Architektenbüro L. 
im Zeitraum zwischen 1980 und 1995 erteilt, und 
welche Berateraufträge für das Architekten- 
büro L. hat die Bundesregierung den mit der 
Durchführung von amtlichen Beteiligungen der 
Bundesrepublik Deutschland an Messen und 
Ausstellungen im Ausland und im Inland beauf- 
tragten Messedurchführungsgesellschaften ge- 
nehmigt (Nachfrage wegen unzureichender Be- 
antwortung meiner Frage 2 in Drucksache 
13/7769)? 
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27. Abgeordneter 

Peter 

Conradi 

(SPD) 


Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung 
meinen Brief vom 18. Dezember 1996 an den Par- 
lamentarischen Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Wirtschaft, Dr. Noberter Lammert, 
sowie die Antwort von Dr. Norbert Lammert 
an mich vom 22. Januar 1997 dem Architekten- 
büro L. zugänglich gemacht? 


28 . Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


In welcher Höhe flössen bzw. fließen noch in den 
Jahren 1993 bis 1997 Gelder der von der EU im 
Rahmen der Gemeinschaftsinitiative KONVER 
für Baden- Württemberg vorgesehenen 14,3 Mio. 
ECU in die Firma Alcatel SEL/Werk Mannheim 
(s. Mannheimer Morgen vom 22./23. April 1997)? 


29 . Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


In welcher Höhe wurden Gelder der für Baden- 
Württemberg für die Jahre 1998 und 1999 vor- 
gesehenen Förderung von 4,4 Mio. ECU aus der 
Gemeinschaftsinitiative KONVER für das Werk 
Mannheim von Alcatel SEL vorgesehen? 


30. Abgeordnete 

Susanne 

Kästner 

(SPD) 


Warum will die Bundesregierung auch für die 
Trinkwasserversorgung die kartellrechtliche 
Freistellung von Demarkationsabsprachen und 
ausschließhchen Wegerechten entfallen lassen, 
obwohl die Wasserwirtschaft und die Umweltver- 
bände darauf hinweisen, daß 

- die unterschiedliche Wasserqualität unter- 
schiedliche Anforderungen an das Trinkwas- 
serleitungsnetz stellt, 

- besondere Anforderungen an Hygiene, Schad- 
stoffbelastung und Frische offene Wasserver- 
sorgungsgebiete nicht zuläßt, 

- dadurch die örtliche Wasserspar- und Gewäs- 
serschutzpolitik unterlaufen würde und 

- durch die Sonderverträge mit Großverbrau- 
chern die Vielzahl der Verbraucher und klei- 
neren Kommunen durch höhere Gebühren 
belastet würden? 


31 . Abgeordnete 

Susanne 

Kästner 

(SPD) 


Welche Änderungen des Wasserhaushaltsgeset- 
zes, der Wassergesetze der Länder sowie des 
Lebensmittel- und Seuchenrechtes hält die Bun- 
desregierung für erforderlich, um diese Kartell- 
gesetzänderung vorzubereiten, und wie verträgt 
sich die geplante Einbeziehung der Wasserver- 
sorgung in die Kartellrechtsänderung mit den 
EG -Richtlinien und Programmen zum Gewässer- 
und Trinkwasserschutz? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


32. Abgeordnete 

Brunhilde 

Irber 

(SPD) 


Welche flußbauliche Intention wird mit der 
geplanten Ausbaggerung der Donau entlang des 
Streckenabschnitts „Bürgerfeld" bei Vilshofen 
auf eine Tiefe von 3,10 m verfolgt, und welche 
Präjudizien sind mit dieser Maßnahme - insbe- 
sondere auch im Hinblick auf andere Streckenab- 
schnitte - beabsichtigt? 


33. Abgeordnete 

Brunhilde 

Irber 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung sich angesichts der 
seit der Beendigung des Bürgerkriegs im ehe- 
maligen Jugoslawien gewonnenen Erkenntnisse 
über die Auslastung der Schiffahrtsstraße Donau 
veranlaßt, ihre bisherige, in Übereinstimmung 
mit der Bayerischen Staatsregierung und der 
Rhein-Main-Donau AG (RMD) getroffenen Pro- 
gnose, das Transportaufkommen werde sich nach 
dem Ende des Bürgerkriegs schlagartig erhöhen, 
zu revidieren? 


34. Abgeordneter 

Konrad 

Kunick 

(SPD) 


Beabsichtigt der Bundesminister für Verkehr, bei 
der Seeberufsgenossenschaft für eine Ausnah- 
megenehmigung für den Betrieb eines Zwei- 
Mann- Schleppers in irgendeiner Form einzutre- 
ten? 


35. Abgeordneter 
Heinz 
Schmitt 
(Berg) 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung Erkenntnisse, daß auf- 
grund des erheblich gestiegenen Verkehrsauf- 
kommens auf der BIO, wodurch bereits heute das 
für das Jahr 2000 prognostizierte Verkehrsauf- 
kommen überschritten wird, die jetzt vorhande- 
nen Lärmschutzmaßnahmen unzureichend sind? 


36. Abgeordneter 

Heinz 

Schmitt 

(Berg) 

(SPD) 


Wird es bei den Lärmschutzmaßnahmen an der 
B 10 Nachbesserungen - insbesondere am sog. 
Queichheimer Trog und in Höhe der Gemeinde 
Siebeldingen - geben? 


Bonn, den 6. Juni 1997 
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